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Vor 30 Jahren haben Gewerkschaften, Kirchen sowie Sozial  und Wohlfahrtsverbände im 
Saarland den „Saarland Sozialgipfel“ gegründet. Es war eine Zeit gesellschaftlicher Ver-
unsicherung – und eine Zeit des Aufbruchs. Gemeinsam mit vielen anderen Initiativen in 
der Bundesrepublik haben wir damals eine Sozialstaats-Charta1 verabschiedet, getragen 
von der Überzeugung, dass Demokratie ohne soziale Sicherheit nicht bestehen kann.

Schon damals wurde ein Satz formuliert, der nichts an Aktualität verloren hat:

  „Der Sozialstaat darf gerade dann nicht in Frage gestellt werden, 
  wenn seine Leistungen im Sinne von Menschenwürde, Solidarität und 
  Demokratie am dringendsten benötigt werden.“

Dieser Satz ist Leitmotiv unseres Handelns geblieben.

Heute: Neue Herausforderungen – derselbe Anspruch

Drei Jahrzehnte später stehen wir erneut vor tiefgreifenden Umbrüchen. Kriege und geo-
politische Spannungen, die Klimakrise, wirtschaftlicher Strukturwandel, demografi sche 
Veränderungen und Populismus fordern unsere Gesellschaft heraus – auch und gerade im 
Saarland. Viele Menschen sorgen sich um ihre Zukunft, um sichere Arbeit, um Wohnen, 
Pfl ege, soziale Teilhabe und Zusammenhalt.

Gleichzeitig erleben wir eine politische Debatte, in der der Sozialstaat als reiner Kostenfak-
tor, der nicht mehr fi nanziert werden kann, dargestellt wird. Wer behauptet, der Sozialstaat 
sei nicht fi nanzierbar, macht Politik für Wenige gegen die Interessen aller – und gefährdet 
damit das Vertrauen in die Demokratie, in öffentliche Institutionen, Parteien und gesell-
schaftliches Engagement.

Dem widersprechen wir entschieden. Der Sozialstaat ist fi nanzierbar und unverzichtbar. Er 
ist kein Luxus und keine Belastung, sondern selbst Produktivkraft: Er bildet die Grundlage 
für eine solidarische Gesellschaft, für Gute Arbeit und eine leistungsfähige Wirtschaft. Er 
schafft soziale Sicherheit in unsicheren Zeiten – und stärkt damit unsere Demokratie. Die 
Ressourcen sind vorhanden, sie sind nur ungleich verteilt. Zum Wesen des Sozialstaats 
gehört es, dass starke Schultern schwache tragen. So auch bei der Finanzierung: Auch 
Menschen mit hohem Einkommen oder Vermögen müssen solidarisch ihren Beitrag leisten, 
damit der Sozialstaat seinen Zweck erfüllen kann. Bestehende Möglichkeiten zur Steuerver-
meidung müssen wirksam begrenzt werden. Wer mehr hat, der muss auch mehr beitragen!

Das Saarland weiß, was Wandel heißt. Strukturbrüche, Transformation und Neuorientie-
rung sind Teil unserer Geschichte. 

Wir wissen: Transformation gelingt nur mit Zusammenhalt.

  „Der Sozialstaat darf gerade dann nicht in Frage gestellt werden, 
  wenn seine Leistungen im Sinne von Menschenwürde, Solidarität und 
  Demokratie am dringendsten benötigt werden.“

1 Sozialstaatscharta, angenommen vom Sozialgipfel des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und der Sozial- und Wohlfahrtsverbände in Köln 
am 8. Mai 1996. In: Blätter für deutsche und internationale Politik, Heft 6/1996, S. 752. Online: https://bit.ly/4nUHdWh (Zugriff: 29.04.2026).



Teil einer bundesweiten Bewegung für einen starken Sozialstaat

Im März 2026 haben sich 14 zivilgesellschaftliche Organisationen mit bundesweit über 
20 Millionen vertretenen Menschen zum Sozialstaatsbündnis zusammengeschlossen. Sie 
haben einen gemeinsamen Aufruf verabschiedet – für einen starken, gerechten und zu-
kunftssicheren Sozialstaat2. 

Der Saarland Sozialgipfel versteht sich als Teil dieser bundesweiten Bewegung. Zugleich 
bringen wir unsere Erfahrungen als Industrieregion im Wandel, als Grenzregion und als 
Land mit starken sozialen Akteur*innen ein. Die Herausforderungen sind bundesweit – ihre 
Folgen werden vor Ort spürbar.

Deshalb bekräftigen wir anlässlich des 30 jährigen Bestehens des Saarland Sozialgipfels 
unseren gemeinsamen Anspruch und stellen unser Handeln unter folgende fünf Ziele:

1.  Wir wollen starke, verlässliche und solidarisch fi nanzierte soziale Sicherungssysteme 
und eine gerechte und auskömmliche Finanzierung des Gemeinwesens.

Die sozialen Sicherungssysteme sind das Rückgrat unseres Sozialstaats und eine Erfolgs-
geschichte. Um diese Erfolgsgeschichte weiterzuschreiben, braucht es eine gerecht fi -
nanzierte, gute Rente, die ein Alter in Würde ermöglicht, Altersarmut verhindert und 
eine bessere Absicherung bei Erwerbsminderung bietet; darüber hinaus brauchen wir 
eine bedarfsgerechte, verlässliche und solidarisch fi nanzierte Gesundheitsversorgung 
für alle; und eine menschenwürdige ambulante und stationäre Pfl ege, die so fi nanziert 
ist, dass sie niemanden überfordert. Nicht nur die Sozialversicherungen, sondern das 
gesamte Gemeinwesen muss auskömmlich fi nanziert werden. Hierzu müssen sehr hohe 
Einkommen, Erbschaften und Vermögen stärker und gerechter besteuert werden. Klei-
ne und mittlere Einkommen gehören entlastet.

2 ver.di (2026): 20 Millionen Stimmen fordern einen gerechten Sozialstaat. Gemeinsame Presseerklärung, 10.03.2026. 
Online: https://bit.ly/4nTQNIY (Zugriff: 08.05.2026).



2.  Wir wollen einen handlungsfähigen und bürgernahen Sozialstaat in Bund, 
Land und Kommunen. 

Die Erfahrungen, die Bürgerinnen und Bürger mit der Funktionsfähigkeit der öffent-
lichen Hand machen, sind essenziell für ihr Zutrauen in politische Handlungsfähigkeit. 
Um dieses Vertrauen wieder zu stärken, braucht es eine leistungsfähige und nachhaltig 
fi nanzierte soziale Infrastruktur und öffentliche Daseinsvorsorge: Die Spannbreite reicht 
von der Verkehrsinfrastruktur über das Bildungs- und Gesundheitswesen, den Klima- 
und Umweltschutz, die Energie- und Wasserversorgung, den Katastrophenschutz, den 
sozialen Wohnungsbau, soziale Einrichtungen und Dienste, die Kultur bis hin zu Sport-
einrichtungen. Kommunen und soziale Einrichtungen mit ihren Trägern spielen dabei 
eine herausragende Rolle. Deshalb müssen sie fi nanziell und personell besser ausge-
stattet werden. Wohnen ist inzwischen zu einer zentralen sozialen Frage geworden. Der 
Wohnungsbau muss endlich sozialer ausgerichtet werden – Mieten und Wohnen müssen 
wieder bezahlbar werden. 

3.  Wir wollen einen Sozialstaat, der Gute Arbeit sichert, Übergänge auf dem 
Arbeitsmarkt in Krisenzeiten ermöglicht und Arbeitslosigkeit vorbeugt. 

Gute und sichere Arbeit ist ein zentraler Motor für individuellen und gesellschaftlichen 
Wohlstand. Um den aktuellen Wandel am Arbeitsmarkt erfolgreich zu bewältigen und 
Gute Arbeit für die Zukunft zu sichern, sind viele Akteur*innen gefragt – auch die Politik. 
Sie muss dazu beitragen, die nötigen Rahmenbedingungen zu schaffen. Damit sozial-
versicherungspfl ichtige Beschäftigung erhalten bleibt und neu entsteht sowie prekäre 
Arbeit verhindert wird, braucht es eine hohe Tarifbindung, gute Mindestlöhne, einen 
sicheren Kündigungsschutz und hohe Arbeitsschutzstandards anstatt Verschlechte-
rungen bei bestehenden Arbeitszeitregelungen wie dem 8-Stunden-Tag. Eine starke 
Arbeitslosenversicherung und eine solidarische Grundsicherung müssen sicherstellen, 
dass Menschen im Falle von Arbeitslosigkeit gut abgesichert werden. Eine aktive und 
vorausschauende Arbeitsmarktpolitik, die Ausbildung stärkt, Weiterbildung fördert und 
nötige Jobwechsel unterstützt, sorgt außerdem dafür, dass Übergänge im Arbeitsleben 
aufgrund von wirtschaftlichen Umbrüchen erfolgreich und sozial abgesichert gemeistert 
werden. 

4.  Wir wollen einen Sozialstaat, der Armut verhindert, soziale Ungleichheit verringert, 
Inklusion fördert und soziale und wirtschaftliche Teilhabe für alle ermöglicht.  

In einem der reichsten Länder der Erde bleiben immer noch Menschen von der Teilhabe 
an der Gesellschaft ausgeschlossen. Dies erfordert entschlossenes politisches Handeln. 
Armut allen Alters muss wirksam bekämpft werden, insbesondere die von Kindern und 
Jugendlichen. Um Chancengleichheit zu erreichen, muss der Zugang zu Bildung und 
Teilhabe für alle gesichert werden. Zudem muss die gemeinnützige Infrastruktur zur 
Unterstützung armutsbetroffener und -bedrohter Menschen gestärkt werden. Um die 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen sicherzustellen, braucht es den konsequen-
ten Abbau von Barrieren, mehr (materielle) Wertschätzung und eine langfristige Absi-
cherung von Unterstützungsleistungen für ein selbstbestimmtes Leben. 



5.  Wir wollen einen Sozialstaat, der das Klima schützt und den ökologischen 
Umbau mit sozialer Sicherheit verbindet. 

Debatten um den Schutz des Klimas und die gerechte Verteilung der Lasten haben die 
Gesellschaft in den letzten Jahren stark herausgefordert. Ökologisch und sozial – beides 
muss drin sein! Die Energie- und Verkehrswende erfordern enorme Infrastrukturinvesti-
tionen. Die öffentliche Hand muss u. a. in den Ausbau von ÖPNV, Bahn- und Stromnet-
zen, ökologische Gebäudesanierung, eine fl ächendeckende Ladeinfrastruktur und neue 
Schlüsseltechnologien investieren. Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit müssen dabei 
unbedingt zusammengedacht werden. Finanzielle Lasten müssen fair verteilt, nachhal-
tige Alternativen für alle zugänglich gemacht und der Strukturwandel in betroffenen 
Branchen sozial abgefedert werden. Dabei muss sichergestellt werden, dass alle betei-
ligt werden, damit der Wandel inklusiv ist und niemand abgehängt wird. 

Unser Anspruch: 
Gestalten statt kürzen – solidarisch, gemeinsam, entschlossen.

Mit diesem Aufruf erneuert der Saarland Sozialgipfel sein Selbstverständnis. Wir stehen für 
einen Sozialstaat, der schützt und stärkt. Für Politik, die nicht spaltet, sondern verbindet. 
Für eine Zukunft, die niemanden zurücklässt.

Wir laden alle Menschen ein, sich mit uns für einen starken und zukunftsfesten Sozialstaat 
zu engagieren und gemeinsam für eine andere Politik und mehr soziale Gerechtigkeit zu 
kämpfen!

Oder, wie es das Grundgesetz ohne jedes Wenn und Aber festhält:

  „Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer 
  und sozialer Bundesstaat“

Dafür stehen wir. Vor 30 Jahren. Heute. Und in Zukunft.

Saarbrücken, 09.06.2026
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